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Monate währender Genesenensta-
tus vertretbar. Andreas Winhart
(AfD) verwies bei der weitergehen-
den Forderung seiner Fraktion auf
eine Studie des Paul-Ehrlich-Insti-
tuts, wonach Antikörper gegen das
Coronavirus noch mehr als ein Jahr
nach einer Infektion im Körper von
Betroffenen nachgewiesen werden
könnten. Abgeordnete anderer
Fraktionen stellten dazu allerdings
klar, dass der Nachweis von Anti-
körpern allein noch nichts über
den Schutz vor einer Neuanste-
ckung aussage.

SPD und Grüne einig

Gegen die sofortige Rücknahme
der RKI-Entscheidung sprachen
sich SPD und Grüne aus. So er-
klärte Ruth Waldmann (SPD),
dass der sechs Monate geltende
Status auf eine Infektion mit der
Delta-Variante ausgelegt gewesen
sei, aber nicht auf die anstecken-
dere Omikron-Variante. Dies dür-
fe nicht ignoriert werden, da sich
Menschen sonst in Sicherheit wie-
gen würden, die gar nicht mehr ge-
schützt seien. Waldmann warf der
CSU zudem vor, bezüglich der
RKI-Entscheidung ein „Spekta-
kel“ aufzuführen. Noch Mitte Ja-
nuar habe die von der CSU ge-
führte Staatsregierung im Bundes-
rat ausdrücklich zugestimmt, dass
das Institut seine Beschlüsse auf
rein wissenschaftlicher Basis ohne
politischen Einfluss treffen solle.

Kerstin Celina (Grüne) betonte,
die RKI-Entscheidung sei folge-
richtig. Nachdem die Booster-
Impfung für Genesene nach drei
Monaten empfohlen werde, sei es
logisch, dass auch der Genesenen-
status nach drei Monaten ende.
> JÜRGEN UMLAUFT

Mit den Stimmen von CSU,
Freien Wählern und FDP hat der
Landtag dafür plädiert, den Gene-
senenstatus nach einer Corona-
Infektion wieder von drei auf
sechs Monate zu verlängern. Die
Staatsregierung wurde per CSU-
Dringlichkeitsantrag dazu aufge-
fordert, beim Bund entsprechend
vorstellig zu werden. Ein weiter-
gehender Antrag der AfD, den Ge-
nesenenstatus zwölf Monate zu
gewähren, fand keine Mehrheit.

Für die CSU erklärte der Abge-
ordnete Martin Mittag, die „hand-
streichartige Verkürzung“ des Sta-
tus durch das Robert Koch-Institut
(RKI) müsse zurückgenommen
werden. Sie habe zu Verunsiche-
rung, Verärgerung und Vertrauens-
verlust bei den Bürger*innen ge-
führt. Mittag zweifelte dabei die
vom RKI vorgebrachte wissen-
schaftliche Begründung als „alles
andere als zwingend“ an und for-
derte eine weitergehende Klärung.
Bis dahin solle der EU-Empfeh-
lung gefolgt werden, den Genese-
nenstatus europaweit auf sechs
Monate festzulegen. Susann En-
ders (Freie Wähler) erklärte, der
„Fehler“ des RKI müsse unverzüg-
lich korrigiert werden. Sie sprach
von einer „willkürlich anmuten-
den Entscheidung“.

Dagegen stellte Dominik Spitzer
(FDP) aus seiner Erfahrung als
Arzt die wissenschaftliche Er-
kenntnis des RKI nicht infrage, wo-
nach sich mit der Delta-Variante
infizierte Personen schon drei Mo-
nate später mit der Omikron-Va-
riante anstecken könnten. Das In-
stitut ziehe daraus aber einen fal-
schen Schluss, da eine Omikron-
Infektion seltener zu Kranken-
hauseinweisungen führe und da-
mit keine Überlastung des Gesund-
heitswesens zu erwarten sei. Vor
diesem Hintergrund sei ein sechs

CSU, Freie Wähler und AfD
sind sauer auf das RKI

Volkskrankheit psychische Störung
17 Prozent der Kinder und Ju-

gendlichen und 28 Prozent der Er-
wachsenen in Bayern haben psy-
chische Auffälligkeiten bezie-
hungsweise Störungen. Das geht
aus dem Bericht der Staatsregie-
rung zur Situation der psychiatri-
schen, psychotherapeutischen und
psychosomatischen Versorgung
hervor, den der Medizinaldirektor
Daniel Renné im Gesundheitsaus-
schuss vorstellte.

Frauen sind von psychischen Er-
krankungen häufiger betroffen als
Männer. Sie leiden oft unter Neu-
rosen, Kinder unter Entwicklungs-
störungen. Mit zunehmendem Al-
ter steigt die Gefahr, psychisch zu
erkranken. Das zeigt sich laut Ren-
né auch an der Verschreibung von
Psychopharmaka. „Möglicherwei-
se kommen die steigenden Zahlen
aber auch durch die zunehmende
Sensibilisierung und abnehmende
Tabuisierung des Themas zustan-
de“, betonte er.

Selbstmorde werden hingegen
häufiger von Männern begangen.
Insgesamt lag die Zahl der Suizide
in Bayern 2019 bei 1529. Die Un-
terschiede bei den Geschlechtern
nehmen vor allem im Alter zu – be-
sonders ab 70 Jahren. Renné führte
das auf Kontaktverluste und Ein-
samkeit, bei Männern kombiniert
mit dem Wegfall der beruflichen
Bestätigung und einer Pflegebe-
dürftigkeit, zurück. „Die überwie-
gende Anzahl der Suizide geht mit
einer psychischen Erkrankung
oder akuten Krisensituation ein-
her“, betonte er. Im Vergleich zu
1979 sei die Selbstmordrate aber
um 40 Prozent gesunken.

Die Gründe für eine psychische
Erkrankung sind laut Renné viel-
fältig: schwierige familiäre und so-
ziale Verhältnisse sowie Arbeits-
und Lebensbedingungen, eine
traumatisierende Fluchterfahrung
oder Einsamkeit. Drogen könnten
ebenfalls ein Auslöser sein. Ein

Fünftel der Bayern rauche, 256 000
seien alkohol-, 290 000 medika-
mentenabhängig und 66 000 näh-
men illegale Drogen.

Aber auch die Arbeit kann zu
psychischen Erkrankungen füh-
ren. Fast die Hälfte aller Beschäf-
tigten in Bayern steht laut Bericht
unter starkem Termin- und Leis-
tungsdruck. Jeder Siebte sieht sich
an der Grenze der Leistungsfähig-
keit. Das gilt besonders für Men-

schen in der Schicht- und Nacht-
arbeit. Psychische Krankheiten
seien inzwischen die zweithäufigs-
te Ursache für Arbeitsunfähigkeit.
39 Prozent der Rentenzugänge ent-
fielen darauf, 37 Prozent der Ar-
beitslosen hätten eine psychiatri-
sche Diagnose.

Im Jahr 2000 ist ein neuer Aspekt
für psychische Erkrankungen hin-
zugekommen: der Lockdown. Stu-
dien zeigen eine Zunahme von psy-
chischen Belastungen und eine
Änderung des Suchtverhaltens. Im
ersten Lockdown 2020 traf dies vor
allem Menschen in Heimen und
Pflegeeinrichtungen, im zweiten
Lockdown 2021 alle – besonders
aber jüngere Menschen. „Wer be-
reits bestehende psychische Stö-
rungen hatte, für den hat die Situa-

tion zu zusätzlichen Belastungen
geführt“, sagte Renné.

Behandelt werden Menschen
mit psychischen Erkrankungen
überwiegend ambulant – allerdings
gibt es laut Renné regionale Ver-
sorgungsunterschiede. Die erste
Anlaufstelle seien in der Regel
Haus- beziehungsweise Kinder-
und Jugendärzte. 64 Prozent der
Fälle würden dort diagnostiziert.
Insgesamt gibt es laut Staatsregie-

rung in Bayern in kinder- und ju-
gendpsychiatrischen Abteilungen
807 Betten und 517 teilstationäre
Plätze, für Erwachsene 7328 Bet-
ten und 1437 teilstationäre Plätze.
Hinzu kommen 4237 Betten und
614 teilstationäre Plätze für psy-
chosomatische Medizin und Psy-
chotherapie.

Ausschusschef Bernhard Sei-
denath (CSU) bezeichnete den Be-
richt in der anschließenden Aus-
sprache als „Standard- und Nach-
schlagewerk“ für alle Fragen zur
seelischen Gesundheit. Seine
Fraktionskollegin Beate Merk
zeigte sich besorgt, dass ein Drittel
der Bevölkerung eine psychische
Störung hat. „Das sind enorm hohe
Zahlen.“ Sie forderte, den Fokus
auf Mädchen und Frauen sowie auf

Menschen ab 70 Jahren zu legen.
„Bei den vielen Suiziden müssen
wir uns die Frage stellen, ob Altern
in Würde in unserem Land noch
möglich ist.“

Vizeausschusschefin Ruth Wald-
mann (SPD) ging der Bericht nicht
weit genug. Erst im Herbst 2021
habe es eine Anhörung zum Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetz im
Landtag gegeben, die noch mal vie-
le Fragen aufgeworfen habe. Bei-
spielsweise, ob das Gesetz zu Ver-
besserungen bei der Unterbrin-
gung, bei der Versorgung von Ju-
gendlichen, bei den Fortbildungen
oder bei den Kontrollen von
Zwangseinweisungen beigetragen
hätte. Zahlen dazu fehlten.

Ähnlich argumentierte Kerstin
Celina (Grüne). Sie wünschte sich
außerdem Informationen über die
Suizidfälle in der Corona-Krise.
„Da höre ich immer wieder von
deutlichen Steigerungen“, klagte
sie.AuchdieZahlenzuSucht,Dro-
genundYoungCarer, alsoKindern,
die ihre Eltern pflegen, seien durch
Corona sicherlich gestiegen.

Peter Bauer (Freie Wähler) for-
derte, die langen Wartezeiten bei
der Terminvergabe zu entzerren.
Besonders sorgte sich der Patien-
tenbeauftragte der Staatsregierung
wegen der gestiegenen Verordnung
von Psychopharmaka für Kinder
und Jugendliche, die zu einer Me-
dikamentenabhängigkeit im Er-
wachsenenalter führen könnten.
Ein besonderes Augenmerk müsse
auch auf das Thema Flucht und
Vertreibung gelegt werden.

Dominik Spitzer (FDP) setzte
sich für mehr Zeit für Patientinnen
und Patienten mit psychischen Be-
lastungen ein. Durch das Impfen
und die Aufklärung sei das Thema
„unter die Räder“ gekommen. An-
dreas Winhart (AfD) beklagte die
Wartezeiten von sechs bis neun
Monaten für eine Psychotherapie.
> DAVID LOHMANN

Der Lockdown führte zu noch mehr psychischen Erkrankungen. DPA/SCHULDT
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allen recht zu machen. Auf der ei-
nen Seite klagten die Schulen über
die vielen kultusministeriellen
Schreiben mit konkreten Anwei-
sungen, auf der anderen Seite wür-
den immer wieder klarere Vorga-
ben gewünscht.

Kritisch äußerten sich Anna
Schwamberger (Grüne) und Mat-
thias Fischbach (FDP) zur Ein-
schätzung Piazolos, dass es keinen
Lehrermangel gebe, sondern nur
punktuell einen „erhöhten Lehrer-
bedarf“. Wenn allein im vergange-
nen Schuljahr 250 Klassen trotz
Überschreiten der Höchstgrenze
nicht geteilt worden seien, dann
zeige das, dass der Lehrermangel
nachweisbar sei, urteilte Fisch-
bach. > JÜRGEN UMLAUFT

(Grüne), dass das Auf-Sicht-Fah-
ren bei allem Verständnis für die
herausfordernde Lage auch eine
Richtung haben müsse. Diese sei in
den Vorgaben des Kultusministeri-
ums an die Schulen nicht immer er-
kennbar.AlsBeispielnanntesiedie
unpräzise Ankündigung Piazolos,
Lehrkräfte sollten Leistungserhe-
bungen „mit Augenmaß“ durch-
führen. Das gehe zulasten der Ver-
gleichbarkeit von Leistungen.
Markus Bayerbach (AfD) monier-
te, dass zunehmend Entscheidun-
gen an die Schulleitungen delegiert
würden. Diese würden damit regel-
recht „zerrissen“ im Spannungs-
feld sich oft widersprechender El-
ternerwartungen. Piazolo erklärte
zu den Vorhalten, es sei schwer, es

ein. Zum Schuljahresbeginn hät-
ten alle Lehrerstellen besetzt wer-
den können. Bewährt habe sich
auch das Modell der „Teamlehr-
kräfte“, die unter der Anleitung
von Lehrerinnen, die wegen einer
Schwangerschaft coronabedingt
nicht in die Schulen dürften, oder
von Lehrkräften in Quarantäne
den Präsenzunterricht abdecken
würden. Bei allem Wunsch nach
Klarheit an den Schulen betonte
Piazolo, dass man wegen Corona
weiter auf Sicht fahren müsse.
Neue Virusmutanten oder wissen-
schaftliche Erkenntnisse machten
immer wieder ein Nachsteuern bei
den Maßnahmen erforderlich.

In der Aussprache zu Piazolos
Bericht erklärte Gabriele Triebel

die auch zu einer überhöhten Er-
wartungshaltung an die Schulen
und damit zu zusätzlichen Heraus-
forderungen für Schulleitungen
und Lehrkräfte führte. Diese müss-
ten oft Aufgaben und Beratungs-
leistungen der Gesundheitsämter
übernehmen, die eigentlich nicht
in ihren Zuständigkeitsbereich ge-
hörten und „nichts mit dem nor-
malen Unterrichthalten“ zu tun
hätten. „Das ist eine Megaleistung
der gesamten Schulgemeinschaft“,
sagte Piazolo.

Trotz aller Probleme und He-
rausforderungen ist nach den Wor-
ten Piazolos die bedarfsgerechte
Unterrichtsversorgung gesichert.
Er räumte allerdings auch „Eng-
pässe in bestimmten Bereichen“

ler*innen unverzüglich in Isolati-
on begeben müssten. Alle anderen
verblieben in Präsenz in der Klasse,
die Testintervalle würden aber ver-
kürzt. Ob die übrige Klasse in Qua-
rantäne geschickt werden müsse,
entscheide allein das zuständige
Gesundheitsamt, stellte Piazolo
unter Verweis auf die Rechtslage
klar. Anders als bisher spiele dabei
das Vorhandensein eines Luftrei-
nigers im Klassenzimmer keine
entscheidende Rolle mehr. Wegen
der aktuellen Überlastung der Ge-
sundheitsämter werde es vorerst
keine individuellen Einzelfallan-
ordnungen für eine Quarantäne ge-
ben.

Nach Angaben Piazolos arbeiten
in Bayern derzeit mehr als 90 Pro-
zent aller Schulen in voller Prä-
senz. In 9 Prozent der Schulen sei-
en einzelne Klassen im Home-
schooling. Konkret könnten mo-
mentan rund 3 Prozent aller Schü-
ler*innen wegen eines positiven
Corona-Tests nicht am Präsenz-
unterricht teilnehmen, eine ähn-
lich große Zahl befinde sich in
Quarantäne. Beide Werte würden
aber analog zur stark steigenden
Gesamtinzidenz in Bayern tenden-
ziell leicht nach oben gehen. Er-
gänzend teilte ein Vertreter des
Kultusministeriums dem Aus-
schuss mit, dass gegenwärtig im
Durchschnitt 7 Prozent der PCR-
Pooltests an den Grund- und För-
derschulen positiv seien.

Piazolo thematisierte zudem
nach zwei Jahren Corona die „hohe
Belastung füralle,diemitSchulezu
tun haben“. Er registriere zum Teil
eine „unglaubliche Aufgeregtheit“,

Kultusminister Michael Piazolo
(Freie Wähler) hat den Bildungs-
ausschuss über die aktualisierten
Quarantäneregeln an den Schulen
sowie neue Vorgaben für den Über-
gang in den Distanzunterricht in-
formiert. Demnach wird eine Klas-
se künftig für fünf Tagen nach Hau-
se geschickt, wenn mindestens die
Hälfte der Schüler*innen positiv
auf das Virus getestet ist. Quaran-
tänefälle werden dabei nicht einge-
rechnet. Ein Zurücktesten in den
Präsenzunterricht ist nach dem
fünften Tag möglich. Insgesamt
bleibe es aber trotz der aktuell ho-

hen Infektionszahlen beim Vor-
rang für den Präsenzunterricht, be-
tonte Piazolo. Möglich mache dies
das enge Sicherheitsnetz aus Tests,
Impfungen und Hygienevorschrif-
ten an den Schulen.

In Bezug auf den Übergang in
den Distanzunterricht sprach Pia-
zolo von einer „Soll-Bestimmung“.
Die Infektionsquote von 50 Pro-
zent sei ein Richtwert für die Schul-
leitungen, der je nach Lage in der
einzelnen Schule flexibel ausgelegt
werden könne. Grundsätzlich gel-
te, dass sich positiv getestete Schü-

Die Rückkehr des Distanzunterrichts
Auf der einen Seite klagen Schulen über die vielen
kultusministeriellen Schreiben mit konkreten
Anweisungen, auf der anderen Seite werden immer wieder
klarere Vorgaben gewünscht. Kultusminister Michael
Piazolo (FW) gab im Bildungsausschuss Auskunft über die
aktuellen Regelungen.

Laut Kultusmi-
nister Michael
Piazolo (FW) ar-
beiten in Bayern
derzeit über 90
Prozent aller
Schulen in voller
Präsenz.
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Viele Lehrerverbände befürworten die neue Option, diverse Fachleute halten Distanzunterricht für ein Desaster. FOTO: DPA/GUIDO KIRCHNER


